
18

Aargau Montag, 6. März 2023

Der Zivilschutz hatte im
Aargau einen schweren Stand
Im Kalten Krieg wurde der «passive Luftschutz» ausgebaut. Gemeinden mit mehr als
1000 Einwohnern waren ab 1963 verpflichtet, eine örtliche Schutzorganisation aufzubauen.

Titus J. Meier

Die Niederschlagung des unga-
rischen Volksaufstands 1956
rüttelte die Schweizer Bevölke-
rung auf und förderte den Aus-
bau der Gesamtverteidigung.
1957 lehntedieBevölkerungden
neuen Verfassungsartikel zum
Zivilschutz allerdings ab, haupt-
sächlichdeswegen,weil eineob-
ligatorischeSchutzdienstpflicht
für Frauen vorgesehen war.
OhnediesesObligatoriumwur-
de der Verfassungsartikel zwei
Jahre später an der Urne ange-
nommen.

1963 wurde aus dem bishe-
rigen Luftschutz neu der Zivil-
schutz. Alle Gemeinden mit
mehrals 1000Einwohnerinnen
undEinwohnernwarennunver-
pflichtet, eineörtlicheSchutzor-
ganisationaufbauen.Davonwa-
ren imAargauüber60Gemein-
den betroffen.

DerAargau tanzt
ausderReihe
In einem weiteren Gesetz wur-
de der obligatorische Schutz-
raumbau für die grösseren Ge-
meinden festgeschrieben. Um
die Kostenverteilung der bauli-
chen Massnahmen zwischen
Bund, Kantonen, Gemeinden,
Betrieben und Hauseigentü-
mern zu regeln,musste einkan-
tonales Einführungsgesetz er-
lassen werden. Zur Überra-
schung aller lehnten die
Aargauer Stimmberechtigten
dieVorlage 1965mit62Prozent
Nein-Stimmenab;nurgerade14
von 232 Gemeinden stimmten
dem Gesetz zu.

Ausserkantonale Zeitungen
wie der «Tages-Anzeiger» und
die «Neue Zürcher Zeitung»
staunten, und auch im Aargau
rieb man sich die Augen. Das
Gesetz sah vor, dass sich im
Aargau der Kanton stärker als
die Gemeinden an den nicht
subventioniertenKosten betei-

ligen sollte.Deswegenbefürch-
teten insbesondere die Bürger
kleinerer, nicht zivilschutz-
pflichtigerGemeinden, dass sie
damit die grösseren Gemein-
den indirekt durch ihre Steuern
unterstützten müssten und
lehnte die Vorlage ab.

1967kamdie revidierteFas-
sung vors Volk. Verschiedene
Organisationen warben für das
Gesetz, doch scheiterte es er-
neut an der Urne. Der Aargau
war nun der einzige Kanton, in
dem die grösseren Gemeinden
öffentlicheSchutzräumeerrich-
tenmusstenunddafürnurBun-
desbeiträgeerhielten.Damit im

Aargau trotz der negativen
VolksentscheidederZivilschutz
weiter aufgebaut werden konn-
te, erliessderRegierungsrat eine
Vollziehungsverordnung.

GelbeHelmeund
blaueÜberkleider
Die Zivilschutzkonzeption von
1971 reagierte auf die neue Be-
drohungdurch atomarbestück-
te Interkontinentalraketen und
brachte die Maxime «Jedem
Einwohner sein Schutzplatz».
Ab1974galt imganzenKantons-
gebiet die Baupflicht, und ab
1978 mussten alle Gemeinden
eineeigeneZivilschutzorganisa-

tionhaben.WiewirksamderZi-
vilschutz imEinsatzfall gewesen
wäre, lag zu einem grossen Teil
in der Verantwortung der Ge-
meinden.

Eine wichtige Aufgabe hat-
te der Ortschef, der die Zivil-
schutzangehörigen motivieren
und ausbilden sollte. Beides
war nicht immer einfach. ImZi-
vilschutz eingeteilt warenMän-
ner, die entwedermilitärdienst-
untauglich waren oder nach
Entlassung aus derWehrpflicht
mit 50 Jahren noch bis 60 zum
Schutzdienst verpflichtet wa-
ren. Ihr Markenzeichen war
lange ein gelber Helm und Pe-
lerine sowie ein blaues Über-
kleid,mit dem sie beispielswei-
se in Abbruchobjekten Brand-
bekämpfung und Rettung
übten.

Auf kantonaler Ebene be-
stand seit 1971 einAusbildungs-
zentrum in Bremgarten, das je-
doch zukleinwar angesichts der
rund 30000 Zivilschutzpflich-
tigen. 1983 konnte in Eiken das
Zivilschutzausbildungszentrum
in Betrieb genommen werden.
Die Erinnerungen daran sind
zwiespältig. Zur Ausbildung
der Schutzraumchefs gehörten
die wenig anspruchsvollen
«Nagelseminare», wie die end-
losen Auf- und Abbauübungen
der Liegestellen ausDachlatten
genannt wurden. Daneben gab
es aber auch die Trümmerpis-
te, die für die Pionierformatio-
nen gute Trainingsmöglichkei-
ten bot.
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Helme und Überkleider: Eine Zivilschutzübung bei einem Abbruch-
objekt in Brugg im Jahr 1987. Foto: Stadtarchiv Brugg

Können Polizisten besser vor
Gewalt geschützt werden?
Grossrätinnen verlangen eine Untersuchung,
der Regierungsrat sieht keinen Handlungsbedarf.

Noemi Lea Landolt

Anpöbeleien und gewaltsame
Übergriffe gehörten für Polizis-
tinnenundPolizistenzumAlltag.
DasschreibendieGrossrätinnen
BarbaraBorer-Mathys (SVP)und
Karin Faes (FDP) in einem Pos-
tulat. Sieverlangen,dassderRe-
gierungsrataufzeigt,obundwel-
che Massnahmen notwendig
sind, damit der Kanton Aargau
seinPolizeikorpseffizient schüt-
zen kann und der Beruf nicht
weiter anAttraktivität einbüsst.

DerRegierungsrat ist bereit,
das Postulat entgegenzuneh-
men, beantragt aber, es gleich-
zeitig abzuschreiben.Es stimme
zwar, dass StraftatenwegenGe-
walt undDrohunggegenBehör-
den und Beamte zugenommen
haben. 2017 wurden im Aargau
160 Straftaten registriert. 2021
waren es 189, was einer Zunah-
me um 18,1 Prozent entspricht.

DieRegierunghält aber fest,
dass nicht nur Übergriffe oder
DrohungengegenPolizistinnen
und Polizisten unter diesen
Straftatbestand fallen.AuchGe-
meindemitarbeitende,Vollzugs-
angestellte oderKontrolleure in
öffentlichen Verkehrsmitteln
gelten als Behörden und Beam-
te. Es gebe keinen nationalen
oder kantonalen Überblick, aus
demhervorgehe,welcheBerufs-
gruppen in ihrem Alltag in wel-
chem Ausmass von Gewalt be-
troffensind.DassderRespekt in
den vergangenen Jahren abge-
nommen habe, sei ebenfalls
nicht statistisch belegt, werde
aber regelmässig berichtet.

Handlungsbedarf sieht der
Regierungsrat trotzdem keinen.
In der Antwort auf den Vorstoss
hält er fest, in den vergangenen
Jahren seien «diverse Massnah-
men»umgesetztworden, die zu
einembesseren Schutz der Poli-
zeikorps führen.Neueoderwei-
tergehende drängten sich keine
auf. So seien etwa die Gebäude
der Kapo durch bauliche Mass-
nahmen besser geschützt wor-
den, und die Korps verfügten
über eine zeitgemässe und gute
Schutzausrüstung. Damit Kon-

fliktsituationengarnichterst es-
kalieren, werden Polizistinnen
undPolizistenausserdemimBe-
reich der Psychologie und Kom-
munikation aus- und weiterge-
bildet.Das habe sich bewährt.

KonsequentesAnzeigen
wirktpräventiv
Als weitere wichtige Mass-
nahmenenntderRegierungsrat
die konsequenteAnzeigeerstat-
tung. Den Täterinnen und Tä-
tern könne nur über den straf-
prozessualenWegEinhalt gebo-
ten werden. Zudem könne nur
so eine adäquate präventive
Wirkungerzieltwerden.Anders
als früher hätten die Polizistin-
nen und Polizisten heute weni-
gerHemmungen,Übergriffean-
zuzeigen. Zudem seien Kader
sensibilisiert, Mitarbeitende zu
unterstützen. Kommt es bei
einer Anzeige zu einer Gegen-
anzeige gegen eine Polizistin
oder einen Polizisten, werden
denBetroffenenRechtsbeistän-
dezurVerfügunggestellt.Dieser
Rechtsschutz sei seit Jahreneta-
bliert und habe sich bewährt.

Nur ineinemPunkt siehtder
Regierungsrat Anpassungsbe-
darf. So schlägt er vor, dass der
Kantonspolizei für eine Risiko-
einschätzung vonpotenziell ge-
fährlichenPersonenaufGesuch
hin Informationenaushängigen
und abgeschlossenen Strafver-
fahren sowie Unterlagen aus
Kindes- und Erwachsenen-
schutzverfahren zugänglich ge-
macht werden können. Ob das
künftig möglich sein wird, ent-
scheidet der Grosse Rat.

Die Einschätzung der bei-
denGrossrätinnen,wonachder
Polizeiberuf wegen Pöbeleien
und Gewalt immer unattrakti-
ver und dadurch die Rekrutie-
rung schwierig werde, teilt der
Regierungsrat übrigens nicht.
Für denMangel anPolizeinach-
wuchs macht er vielmehr den
Fachkräftemangel, die verän-
derten Ansprüche der Arbeit-
nehmenden an die Work-Life-
Balance sowie die steigenden
Ansprüche an den Polizeiberuf
verantwortlich.

Zeitgeschichte im Bild

Die Aargauer Zeitung veröffent-
licht jeweils zu Monatsbeginn in
Kooperation mit Zeitgeschichte
Aargau eine Fotografie aus der
jüngsten Vergangenheit seit 1945:
www.zeitgeschichte-aargau.ch
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